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Der ukrainische Präsident hat mit seinem Erlass vom 2. Februar 2021 umfassende
Sanktionen (siehe IRIS 2017-7/33) in Bezug auf die Vermögenswerte eines
Mitglieds des nationalen Parlaments und gegen bestimmte mit ihm verbundene
ukrainische Unternehmen sowie andere Personen verhängt, die insbesondere der
Verbreitung „pro-russischer Propaganda“ beschuldigt wurden. Diese Sanktionen
ermöglichten es,, Lizenzen außer Kraft zu setzen und Rundfunkübertragungen der
nationalen TV-Sender Zik-TV, NewsOne und 112-Ukraina für fünf Jahre zu
unterbinden.

Der Erlass wurde von einem ukrainischen Staatsbürger vor dem Obersten Gericht
der Ukraine angefochten, weil er gegen sein Recht, Informationen zu erhalten,
und die Meinungsäußerungsfreiheit gemäß der ukrainischen Verfassung,
Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention und nationale Gesetze
verstoße. Der Beschwerdeführer erklärte außerdem, dass der Erlass keinen
Hinweis auf den Zweck der Restriktionen enthalte und dass ihre
Verhältnismäßigkeit und somit Rechtmäßigkeit zweifelhaft seien. Der
Beschwerdeführer forderte das Oberste Gericht auf, den Erlass aufzuheben.

Das Oberste Gericht prüfte den Fall am 19. März 2021 und kam zu dem Schluss,
dass der Zweck des Erlasses der Schutz der nationalen Sicherheit der Ukraine sei
und die darin eingeführten Sanktionen in einem angemessenen Verhältnis zum
Zweck stünden.

Im Hinblick auf das Informationsrecht des Bürgers erklärte der Gerichtshof, dass
die Person nicht ihres Rechts beraubt worden sei, über das Internet bei einigen
anderen Fernsehsendern „gleichartiger Natur“ Informationen ähnlichen Inhalts zu
suchen und zu erhalten. Konkret führte der Gerichtshof aus, dass „zum Zeitpunkt
der Einbringung der Beschwerde einige der sanktionierten Fernsehsender
weiterhin online verfügbar waren, insbesondere über einen YouTube-Kanal. Der
Beschwerdeführer hat nicht dargelegt, warum ein Zugang zu den angegebenen
Fernsehsendern über das Internet unzumutbar oder übermäßig beschwerlich ist.
Ihm wird durch den Erlass nicht die Möglichkeit genommen, andere
Informationsquellen zu nutzen, die jenen ähnlich sind, welche durch den Erlass
gesperrt wurden. Folglich hat der Beschwerdeführer keinen Nachweis einer
Rechtsverletzung durch die vom Staat eingeführten Sanktionen erbracht, wodurch
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erwiesen ist, dass kein Verstoß gegen die Rechte und Freiheiten des
Beschwerdeführers vorliegt.“

Der Gerichtshof wies die Beschwerde zurück. Seine Entscheidung kann innerhalb
von 30 Tagen vor der Großen Kammer des Obersten Gerichts angefochten
werden.

УКАЗ Президента України - Про рішення Ради національної безпеки і
оборони України від 2 лютого 2021 року "Про застосування
персональних спеціальних економічних та інших обмежувальних
заходів (санкцій)"

https://ips.ligazakon.net/document/view/U043_21?an=1&ed=2021_02_02

Dekret des Präsidenten der Ukraine „Über den Beschluss des nationalen
Sicherheits- und Verteidigungsrats der Ukraine Nr. 43/2021 vom 2. Februar 2021,
‚Über die Einführung individueller wirtschaftlicher Sondermaßnahmen und anderer
restriktiver Maßnahmen (Sanktionen)‘“

Верховний Суд у складі колегії суддів Касаційного адміністративного
суду. Рішення, адміністративне провадження №П/9901/26/21

https://reyestr.court.gov.ua/Review/95723166

Oberster Gerichtshof, zusammengesetzt aus einer Jury des
Kassationsverwaltungsgerichts. Entscheidung vom 19. März 2021 im Fall
Nr. 9901/26/21
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